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«Kein Handlungsbedarf» 
im Falle Blausee
KANTON / MITHOLZ Gibt es einen Z usammenhang zwischen den toten Blausee-
Forellen und der Baustelle im Lötschberg? Um das zu klären, fordern zwei Frutig-
länder Grossräte Aufklärung – und mehr Kontrollen. Die Regierung will jedoch die 
laufenden Ermittlungen abwarten. Trotzdem empfiehlt sie die Motion zur Annahme. 
Mit-Initiant Kurt Zimmermann ist nur teilweise zufrieden.  

BIANCA HÜSING

Die Vorwürfe der Blausee AG wiegen 
schwer, und entsprechend gross war 
die Aufmerksamkeit, die die Medien-
konferenz des Unternehmens am 
17. September erhielt. Auch die Politik
zögerte nicht lang: Noch am selben Tag 
lancierten die Frutigländer Grossräte 
Ernst Wandfluh und Kurt Zimmermann 
(beide SVP) eine Motion mit dem pro-
grammatischen Titel «Lückenlose Auf-
klärung der Ereignisse in der Region 
Blausee». Zimmermann und Wandfluh 
fragen darin einerseits, warum «die 
Berner Behörden» das Abfallkonzept 
für die Lötschberg-Sanierung über-
haupt genehmigt hätten, und fordern 
ausserdem, dass der Regierungsrat ge-
eignete Instrumente zur Untersuchung 
der Vorfälle sowie zur Verhinderung 
weiterer Gesetzesverletzungen einsetzt. 

Mittlerweile hat die Kantonsregierung 
auf die Motion geantwortet. Kernaus-
sage des Schreibens: Die Ermittlungen 
sind im Gange, Handlungsbedarf besteht 
zurzeit nicht. 

Das Deponieren war zweifelsfrei verboten 
Minutiös listet der Regierungsrat auf, was 
passiert sei, seit die Blausee AG ihn am 
3. Juni über das massenhafte Sterben
ihrer Forellen orientiert habe. Man habe
sofort polizeiliche Ermittlungen eingelei-
tet und Proben des Gleisaushubs aus dem
Lötschberg-Scheiteltunnel untersuchen
lassen. Diese hätten sich als unver-
schmutzt erwiesen. Am 11. Juni habe das
kantonale Amt für Wasser und Abfall
(AWA) die Deponie Mitholz in Augen-
schein genommen und festgestellt, dass
das Gleismaterial dort illegal gelagert
worden sei. Noch vor dessen Beseitigung
liess das AWA Wasserproben analysieren
mit dem Ergebnis, dass die heiklen Stoffe
allesamt unter dem Grenzwert gelegen
hätten. Auch spätere Untersuchungen in

der Region (darunter Wasserfassungen in 
Kanderbrück und Reichenbach) hätten 
keine Auffälligkeiten ergeben. Mitte Juli 
sei das illegal gelagerte Material schliess-
lich entfernt und nach Wimmis überführt 
worden. 

Von einer kurzfristig abgesagten Poli-
zeirazzia am 8. Juni, wie sie die Motio-
näre erwähnen, weiss der Regierungsrat 
nach eigenen Angaben nichts. Auch hält 
er die bisher durchgeführten Kontrollen 
und das noch laufende strafrechtliche 
Verfahren für die richtigen Instrumente, 
um die Ereignisse aufzuarbeiten. Zur 
Frage, warum man das Abfallkonzept ge-
nehmigt habe, stellt der Regierungsrat 
zunächst die Zuständigkeiten klar. So ob-
liege die Genehmigung dem Bundesamt 
für Verkehr (BAV) – und nicht etwa «Ber-
ner Behörden», wie es im Motionstext 
heisst. Das BAV stütze sich allerdings auf 
den Fachbericht des kantonalen AWA, in 
dem die Ablagerung des Schotters un-
missverständlich verboten worden sei.

Keine Gefahr für Bevölkerung und Umwelt
Da also von Anfang an ein Deponierver-
bot geherrscht habe und der Verstoss da-
gegen aufgeklärt worden sei, geht die 
Kantonsregierung davon aus, dass «die 
Prozesse und Abläufe funktionieren». 
Das BAV sei seiner Kontrollaufgabe 
nachgekommen und das AWA habe um-
gehend reagiert, als die Rechtsverstösse 
auf dem Tisch lagen. Ein Zusammen-
hang der illegalen Deponietätigkeit mit 
dem Fischsterben sei bisher nicht nach-
gewiesen worden, auch seien sämtliche 
Proben unauffällig gewesen. «Der Regie-
rungsrat muss aufgrund seiner aktuell 
vorhandenen Informationen davon aus-
gehen, dass die Sicherheit von Umwelt 
und Bevölkerung gewährleistet ist und 
die Behörden abläufe stimmen.» Weder 
hinsichtlich Prävention noch Aufklärung 

sieht der Regierungsrat deshalb unmit-
telbaren Handlungsbedarf. Er wolle die 
Ergebnisse des strafrechtlichen Verfah-
rens abwarten, bis er sich ein endgülti-
ges Bild gemacht habe – und beantragt 
in diesem Sinne eine Annahme der Mo-
tion in allen Punkten.

«Eine Spur mehr Eigenverantwortung»
Mit der Antwort des Regierungsrats ist 
Mit-Motionär Kurt Zimmermann nur 
teilweise zufrieden. Zu den bisherigen 
Untersuchungen hält er fest: «Ich bin be-
ruhigt, dass der Regierungsrat und das 
zuständige Amt sofort nach Bekannt-
werden der Vorkommnisse reagiert 
haben. Auch finde ich es richtig, dass 
nun die Geschäftsprüfungskommission 
des Gros sen Rates eingeschaltet ist.» 
Eine parlamentarische Untersuchungs-
kommission wäre aus Zimmermanns 
Sicht übertrieben gewesen. 

Nicht besonders erbaut ist der Moti-
onär von der Antwort auf die Forde-
rung, der Kanton möge seine personel-
len Ressourcen vorwiegend für die 
Aufsicht über Grossbaustellen einset-
zen. Der Regierungsrat verweist dazu 
abermals auf die Zuständigkeit des 
Bundes. Das AWA kontrolliere Baustel-
len in seinem Zuständigkeitsbereich 
prioritär nach deren Umweltrelevanz. 
Diese Begründung hält Kurt Zimmer-
mann indes für ausweichend. «Die Bau-
stelle im Lötschberg-Scheiteltunnel ist 
zurzeit eine der grössten des Kantons. 
Hier hätte ich vom Regierungsrat eine 
Spur mehr Eigenverantwortung erwar-
tet.» Zudem sei der Kanton Bern Mehr-
heitsaktionär der BLS AG und somit 
verpflichtet, seine Aufsichtsfunktion bei 
derart grossen Projekten – aber auch 
bei anderen BLS-Unternehmenstätig-
keiten – künftig konsequenter auszu-
üben. «Ich werde den Eindruck nicht 
los, dass der BLS AG als Bauherrin im 
Bewilligungsverfahren zu viele Fehler 
unterlaufen sind», so Zimmermann. 

Die vollständige Motion inklusive die Antwort der 
Regierung finden Sie in unserer Web-Link-Über-
sicht unter www.frutiglaender.ch/web-links.html

Warum Tausende Forellen der Fischzucht in Mitholz (r.) verendet sind, ist noch nicht geklärt. BILD ZVG

Fischer-ICT expandiert
FRUTIGEN Der Informatik-Dienstleister 
hat einen zusätzlichen Standort. Nebst 
der Niederlassung in Adelboden betreibt 
die Firma seit Anfang Oktober auch ein 
Büro in Frutigen. Die Nachfrage steigt, 
die Personalsuche ist jedoch schwierig.

RETO KOLLER

Datensicherungssysteme, Server-Appli-
kationen, Firmennetzwerke, IT-Telefonie 
– die Nachfrage nach Informatik-Dienst-
leistungen hat mittlerweile wohl nahezu
jeden kleinen und mittleren Betrieb er-
reicht. Das gilt auch fürs Kandertal.
Grund genug für Markus Fischer, seine
Firma Fischer-ICT GmbH auch in Fruti-
gen anzusiedeln. «Ich suchte schon seit
Längerem einen Standort und bin nun an
der Dorfstrasse 11 fündig geworden. Der
Ort ist interessant. Immerhin sind laut

der Gemeinde-Website hier rund 300 Ge-
werbebetriebe angesiedelt», erklärt Fi-
scher. Das geplante Eröffnungsapéro 
musste aufgrund der aktuellen Situation 
verschoben werden.

Markus Fischer beschäftigt inzwischen 
elf Mitarbeiter und mehrere externe 
Fachkräfte. Die Firma betreut nicht nur 
KMU-Betriebe, sondern ist auch als ex-
terner Informatik-Dienstleister für meh-
rere Projekte der Bundesverwaltung und 
ihr nahe stehender Betriebe tätig. Eine 
besondere Herausforderung sei die Rek-
rutierung von geeignetem Fachpersonal, 
lässt der Unternehmer wissen. «Gerade 
die Bundesprojekte sind oft sehr komplex 
und anforderungsreich. Wir suchen lau-
fend Spezialisten, damit wir im kommen-
den Jahr alle Aufträge bewältigen kön-
nen», sagt der IT-Experte. 

Geschäftsführer Markus Fischer (l.) und Standortleiter Levin von Känel bieten die Dienstleistun-
gen der Firma Fischer-ICT GmbH seit Anfang Oktober auch in Frutigen an.  BILD RETO KOLLER

Elf neue Zimmer im 
Frutigresort
FRUTIGEN Die ersten der neuen Hotel-
zimmer im Dachgeschoss des Frutigre-
sorts waren bereits Mitte Oktober be-
zugsbereit. Der letzte Feinschliff an den 
übrigen ist nach Angaben der Betreiber 
in vollem Gange. Die insgesamt elf Zim-
mer seien schlicht, verfügten über einen 
Balkon respektive eine Dachterrasse 
und böten Platz für 38 Gäste, teilte das 
Frutigresort am Montag mit. Einige lies-
sen sich mit Verbindungstüren zu Fami-
lienzimmern umfunktionieren, vier hät-
ten eine Galerie mit einem kleinen 
Spielplatz integriert. 

Tablets, Glasfaser und Gratisbusfahrt
In Sachen Nachhaltigkeit wollen die Ei-
gentümer nach eigenen Angaben Ak-
zente setzen. Man habe Schweizer Holz 
eingesetzt und auf dem Dach eine Pho-
tovoltaikanlage montiert, um das Haus 
und die Freizeitanlagen mit Solarener-
gie zu versorgen. Seit Herbst 2019 sei 
das Frutigresort zudem ans Fernwärme-

netz angeschlossen, somit würden die 
Heizung und die Warmwasseraufberei-
tung mit Holz aus der Region betrieben. 
Dank der neuen Fassade könnten bes-
sere Isolationswerte erreicht werden. 
Zudem werde das Frutigresort aktuell 
ans Glasfasernetz angeschlossen, und in 
jedem der Hotelzimmer stünde ein Tab-
let zur Verfügung.  

Die Fertigstellung der Zimmer sei «ein 
wichtiges Puzzlestück bei der Positionie-
rung als Familienresort», stellt Christof 
Kaufmann von der Betriebsleitung des 
Frutigresorts fest. In diesem Winter 
könnten zudem alle Übernachtungsgäste 
des Campingplatzes und des Hotels den 
Bus zum Skizentrum Elsigen-Metsch 
gratis nutzen. Dieses Angebot werde mit 
den Kurtaxen bezahlt.  

PRESSEDIENST FRUTIGRESORT

Mehr über das Frutigresort erfahren Sie unter 
www.frutiglaender.ch/web-links.html

Insgesamt haben nun 38 Gäste Platz im Dachgeschoss. BILD ZVG

Ein «gekauftes Gefälligkeitsgutachten»?
Dass alle bisherigen Kontrollen zur Auf-
klärung des Fischsterbens geeignet 
sind, würde die Blausee AG wohl nicht 
unterstreichen. Erst kürzlich kritisierte 
sie den vom Steinbruch beauftragten 
Fachbericht der Geotest AG scharf. Die 
Untersuchungen seien zur falschen Zeit 
am falschen Ort und auf Grundlage ein-
seitiger Informationen durchgeführt 
worden (der «Frutigländer» berichtete). 

Am Donnerstag legte die Blausee AG 
nach und publizierte die Stellungnahme 
des Geologen und Gerichtsexperten 
Hans Rudolf Keusen. Keusen sei jahr-
zehntelang selbst Geschäftsführer der 
Geotest AG gewesen und habe auch die 
Betreiber des Steinbruchs während 15 
Jahren in geologischer und hydrologi-
scher Hinsicht beraten. In seiner  
Stellungnahme listet er detailliert me-

thodische Mängel des Geotest-Gutach-
tens auf – von falschen Modellen bis zu 
nicht fachgerechten Probenentnahmen. 
Die Blausee AG spricht inzwischen 
sogar von einem «gekauften Gefällig-
keitsgutachten» der Geotest AG , die auf-
grund diverser Aufträge eng mit dem 
Steinbruch verbunden sei. Das Grund-
wasser sei nachweislich mit giftigen 
Stoffen verunreinigt worden.  HÜS




